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Textliche Festsetzungen 
 

Der Geltungsbereich der nachfolgenden textlichen Festsetzungen stimmt mit dem zeichnerisch festge-

setzten Geltungsbereich des Bebauungsplans „Zur Wesenitzaue Großharthau“ der Gemeinde Großhart-

hau überein. 

 

 

I. BAUPLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
(§9 BauGB) 

 

1. Art der baulichen Nutzung 
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §6a BauNVO) 

 

Innerhalb des Plangebiets wird ein Urbanes Gebiet (MU) gemäß §6a BauNVO festgesetzt.  

 

Folgende Nutzungen sind zulässig: 

- Wohngebäude, 

- Geschäfts- und Bürogebäude, 

- Einzelhandelsbetriebe, Schank- und Speisewirtschaften sowie Betriebe des Beherbergungsge-

werbes, 

- sonstige Gewerbebetriebe, sofern sie nicht störend sind, 

- Anlagen für Verwaltungen sowie für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche 

Zwecke 

 

Unzulässig sind Vergnügungsstätten sowie Tankstellen. 

 

2. Maß der baulichen Nutzung 
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und §§16-21a BauNVO) 

 

Die zulässige Grundflächenzahl ist entsprechend der Eintragung in der Nutzungsschablone mit 0,5 als 

Obergrenze festgesetzt.  

 

Es sind maximal zwei Vollgeschosse zulässig. 

 

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 
(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und §§ 22 und 23 BauNVO) 

 

Bauweise 

Für die im Bebauungsplan zulässigen Gebäude wird eine offene Bauweise festgesetzt (siehe Nutzungs-

schablone Teil A - Planzeichnung).  

 

Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden gemäß Planeintragung durch die Festsetzung der Bau-

grenze bestimmt. Geringfügige Überschreitungen der festgesetzten Baugrenzen durch untergeordnete 

Bauteile wie Erker, Windfang, etc. bis zu einer Tiefe von 1,50 m können gemäß §23 Abs. 3 BauNVO 

überschritten werden, sofern diese im Zusammenhang nicht breiter als 5 m sind. 

 

4. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze und Garagen 
(§9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB und §§12, 14 und 23 Abs. 5 BauNVO) 

 

Garagen und Nebenanlagen gemäß §14 BauNVO sind nur innerhalb der festgesetzten Baugrenze zuläs-

sig. Stellplätze mit ihren Zufahrten sind auch außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 
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Stellplätze sind auf dem Baugrundstück nachzuweisen. Zur Ermittlung des Stellplatzbedarfs ist die Richt-

zahlentabelle der Verwaltungsvorschrift zur Sächsischen Bauordnung (VwVSächsBO) zu beachten.  

 

5. Verkehrsflächen 
(§9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 

 

Die Erschließung des Urbanen Gebiets erfolgt über die öffentliche Verkehrsfläche Zur Wesenitzaue. Eine 

Erschließung über die Bundesstraße B 6 / Dresdener Straße ist nicht zulässig. 

 

Im Plangebiet ist eine Verkehrsfläche mit besonderer Zweckbestimmung als Rangierfläche festgesetzt.  

 

6. Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Bo-

den, Natur und Landschaft sowie Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträu-

chern und sonstigen Bepflanzungen 
(§9 Abs. 1 Nr. 20 und 25a BauGB) 

 

Als Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft werden innerhalb des Geltungsbereichs folgende 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft bestimmt: 

 

Versickerung von Niederschlagswasser 

Das auf den überbauten Flächen anfallende Niederschlagswasser ist vollständig innerhalb des Plange-

biets zu versickern. Im Ausnahmefall darf von der Errichtung einer Versickerungsanlage abgewichen wer-

den, wenn nachweislich die Versickerungsfähigkeit innerhalb des Plangebiets gegeben ist und die Beein-

trächtigung benachbarter Grundstücke ausgeschlossen wird.  

 

Erhalt und Schutz von Gehölzbestand  

Die vorhandenen Gehölze und deren potentielle Bruthabitate entlang der nördlichen Grenze des Gel-

tungsbereiches auf Flst. 150/15, Gemarkung Großharthau, sind zu schützen. Rückschnitt bzw. Gehölz-

pflegearbeiten sind nur außerhalb der Brut- und Fortpflanzungszeiten der Avifauna im Zeitraum vom 

01.10. bis 28.02. zulässig. Sollten Arbeiten während der Brutzeit erforderlich werden, so ist im Rahmen 

einer Vorortbegehung nachzuweisen, dass keine aktuellen Lebensstätten betroffen sind.  
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II. BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  
(§9 Abs. 4 BauGB i.V.m. §89 Abs. 1 Nr.1, 4 & 5 SächsBO) 

 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
 

Fassadengestaltung 

Die Farbgebung der Fassaden hat in gedeckten Farbtönen zu erfolgen. Grelle, leuchtende Farben sowie 

Farben mit Signalwirkung sind unzulässig. 

 

Dächer 

Die Dacheindeckung geneigter Dächer ist in ortsüblichen Farbtönen (rot, braun, schwarz oder grau) um-

zusetzen. Stark glänzende Dacheindeckungen sind unzulässig. Die Ausführung von begrünten Dächern 

ist zulässig. Die Nutzung der Dachflächen für Photovoltaik- und Solaranlagen ist zulässig.  

 

2. Einfriedungen 
 

Für Grundstückseinfriedungen wird eine maximale Höhe von 1,60 m festgesetzt. Bezugspunkt für die ma-

ximal zulässige Höhe ist die Oberkante der angrenzenden öffentlichen Verkehrsfläche. Einfriedungen kön-

nen auch als Heckenpflanzungen ausgeführt werden. Mauern sind nicht zulässig. 

 

3. Gestaltung der unbebauten Flächen der bebauten Grundstücke 
 

Die nicht überbaubaren und nicht überbauten Grundstücksflächen sind, soweit nicht als Stellplatz oder 

Zufahrt genutzt, wasseraufnahmefähig zu belassen oder herzustellen sowie zu begrünen und dauerhaft 

zu unterhalten.  
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III. HINWEISE 
 

1. Pflanzlisten 
 

Pflanzliste 1: Bäume 

Acer platanoides  Spitz-Ahorn 

Acer pseudoplatanus  Berg-Ahorn 

Betula pendula   Sandbirke 

Carpinus betulus  Hainbuche 

Crataegus laevigata /monogyna Weißdorn / Rotdorn 

Fagus sylvatica   Rotbuche 

Malus domestica  Kulturapfel 

Prunus avium   Vogel-Kirsche 

Pyrus communis  Kulturbirne 

Quercus petraea  Traubeneiche 

Quercus robur   Stieleiche 

Sorbus aucuparia  Eberesche 

Tilia cordata   Winterlinde 

Tilia platyphyllos   Sommerlinde 

 

Pflanzliste 2: Heckengehölze / Sträucher 

Carpinus betulus  Hainbuche 

Cornus mas   Kornelkirsche 

Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 

Corylus  avellana   Haselnuss 

Crataegus laevigata /monogyna Weißdorn / Rotdorn 

Euonymus europaeus  Pfaffenhütchen 

Prunus padus   Traubenkirsche 

Prunus spinosa   Schlehe 

Rhamnus catharticus  Echter Kreuzdorn 

Rhamnus frangula  Faulbaum 

Rosa canina   Hundsrose 

Salix caprea   Sal-Weide 

Sambucus nigra / racemosa Schwarzer / Roter Holunder 

Viburnum opulus  Gewöhnlicher Schneeball 

 

2. Altlasten / Abfallrecht 
 

Werden während der Bautätigkeit Kontaminationen (z.B. erkennbar durch Unterschiede im Aussehen, 

Geruch oder der Beschaffenheit gegenüber dem Normalzustand) festgestellt oder selbst verursacht, ist 

der Bauherr verpflichtet, diese unverzüglich der zuständigen Behörde (Landratsamt Bautzen, Abfallamt, 

Sachgebiet Abfallrecht / Bodenschutz) gemäß §13 Abs. 3 Sächsischem Kreislaufwirtschafts- und Boden-

schutzgesetz (SächsKrWBodSchG) anzuzeigen und die weitere Verfahrensweise abzustimmen. Belastete 

Bereiche sind zwischenzeitlich so zu sichern, dass eine Ausbreitung der Kontamination wirksam verhin-

dert wird. 

 

Gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) sind alle während der Baumaßnahme anfallenden Abfälle ge-

trennt zu erfassen und ordnungsgemäß und schadlos zu entsorgen. Abfälle sind gemäß KrWG vorrangig 

zu verwerten. Sollten Abfälle nicht verwertbar sein, sind diese unter Beachtung des KrWG und der Ver-

ordnung über die Nachweisführung der Entsorgung von Abfällen (NachwV) gemeinwohlverträglich zu 
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beseitigen. Bei der Sammlung, Aufbereitung und Beseitigung der anfallenden festen, flüssigen und gas-

förmigen Abfall- und Verwertungsstoffe sind die Vorschriften, Grundsätze und Normative einzuhalten. 

 

3. Bodenschutz 
 

Im Plangebiet sind ein sparsamer und schonender Umgang mit Boden sowie eine Minimierung baubet-

rieblicher Bodenbelastungen und Beeinträchtigungen auf die natürliche Funktion des Bodens anzustre-

ben. Schädliche Bodenveränderungen (Schadstoffeinträge, Vermischung mit Abfällen) sind gemäß §§6 

und 7 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) und Sächsischem Kreislaufwirtschafts- und Boden-

schutzgesetz (SächsKrWBodSchG) zu vermeiden. 

 

Anfallender Mutterboden (humoser Oberboden) ist zu sichern und sachgerecht zwischenzulagern. Grund-

sätzlich ist der Bodenaushub im Rahmen der Baumaßnahme getrennt nach Bodenarten zu erfassen, zwi-

schenzulagern und im Falle von unbelastetem Bodenmaterial gemäß Ersatzbaustoffverordnung (Ersatz-

baustoffV) möglichst vor Ort wiederzuverwenden. §§1 BBodSchG und 6-8 Bundes-Bodenschutz- und 

Altlastenverordnung (BBodSchV) sind zu beachten. 

 

4. Bohranzeige-/Bohrergebnismitteilungspflicht 
 

Geologische Untersuchungen wie Baugrundbohrungen, Sondierungs- und Erkundungsbohrungen inklu-

sive ihrer Nachweisdaten sind nach Geologiedatengesetz (GeolDG) spätestens zwei Wochen vor Beginn 

dem Landesamt für Umwelt, Landwirtschaft und Geologie (LfULG) unaufgefordert anzuzeigen. Spätes-

tens drei Monate nach Abschluss der geologischen Untersuchung sind die dabei gewonnenen Fachdaten 

zu übermitteln. Sofern angefordert sind spätestens sechs Monate nach Abschluss Bewertungsdaten an 

das LfULG zu übermitteln. 

 

5. Wasserschutz 
 

Auf dem Plangebiet anfallendes Niederschlagswasser ist gemäß DWA-A 138-1 unter Ausschluss schädli-

cher Bodenveränderungen auf dem Grundstück zu versickern. Der Zutritt von Oberflächen- und Sicker-

wasser auf öffentliche Verkehrsflächen und Nachbargrundstücke ist durch geeignete Maßnahmen zu ver-

hindern.  

 

Geplante, das Grundwasser betreffende Arbeiten sowie der unvorhergesehene Aufschluss von Grund-

wasser sind der Unteren Wasserbehörde rechtzeitig anzuzeigen. 

 

Eine hygienisch einwandfreie, der Trinkwasserverordnung (TrinkwV 2001 i. d. F. der Bekanntmachung 

vom 20. März 2023 - BGBl. I S. 159 - in der geltenden Fassung) entsprechende Versorgung sowie eine 

normgerechte Abwasserbeseitigung sind auch während der Bauphase zu sichern. 

 

6. Denkmalschutz und Archäologie 

 
Sämtliche Bodeneingriffe an Stellen, von denen bekannt oder unter Umständen nach zu vermuten ist, 

dass sich dort Kulturdenkmale befinden, bedürfen unter Berücksichtigung des §14 SächsDSchG einer 

Genehmigung der Denkmalschutzbehörde. 

 

Ausführende Firmen sind auf die Meldepflicht von Bodenfunden gemäß §20 SächsDSchG schriftlich hin-

zuweisen. Archäologische Funde (auffällige Bodenfärbungen, Gefäßscherben, Gräber, Knochen, Geräte 

aus Stein und Metall, Münzen, bearbeitete Hölzer, Steinsetzungen aller Art u.a.), sind sachgerecht auszu-

graben, zu dokumentieren und sofort dem Landesamt für Archäologie Sachsen und / oder der zuständi-

gen unteren Denkmalschutzbehörde zu melden. 
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7. Grenz- und Vermessungsmarken 
 

Gemäß §6 Sächsisches Vermessungs- und Katastergesetz (SächsVermKatG) sind Grenz- und Vermes-

sungsmarken besonders geschützt. Insbesondere sind Handlungen, die deren Erkennbarkeit oder Ver-

wendbarkeit beeinträchtigen können, ein Entfernen oder eine Veränderung zu unterlassen. Gefährdete 

Grenzmarken sind durch einen Öffentlich bestellten Vermessungsingenieur (ÖbVI) zu sichern. 

 

8. Radonschutz 
 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb eines festgelegten Radonvorsorgegebietes. Durch den Gesetzge-

ber sind grundsätzliche Maßnahmen zum Radonschutz festgesetzt, welche die fachgerechte Ausführung 

von Maßnahmen hinsichtlich des Feuchteschutzes nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik 

betreffen.   
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